
Öffentliche Bekanntmachung der Stadt 
Oberhausen 
 

Turnusmäßige jährliche Offenlegung der 
zwischenzeitlich durchgeführten Fortfüh-
rungen des Liegenschaftskatasters bezüg-
lich Lagebezeichnung, Gebäude, Boden-
schätzung, Eigentümerangaben 
 
Gemäß § 13 Abs. 5 des Gesetzes über die Landesver-
messung und das Liegenschaftskataster (Vermessungs- 
und Katastergesetz - VermKatG NRW) vom 1. März 
2005 (SGV. NRW. 7134) in der jeweils geltenden Fas-
sung in Verbindung mit § 22 der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes über die Landesvermessung und 
das Liegenschaftskataster (DVOzVermKatG NRW) vom 
25. Oktober 2006 (SGV. NRW. 7134) in der jeweils gel-
tenden Fassung werden den Grundstückseigentümern 
und Erbbauberechtigten die Veränderungen der Daten 
des Liegenschaftskatasters bezüglich Lagebezeich-
nung, Gebäude, Bodenschätzung, Eigentümerangaben 
in der Zeit vom 
 

22.11.2023 bis 21.12.2023 einschließlich  
 

beim Dezernat 5 „Stadtplanung, Bauen, Mobilität und 
Umwelt“, Bereich 5-2 „Geoinformation und Kataster“, 
Fachbereich 5-2-30 „Geodaten, Liegenschaftskataster“, 
Technisches Rathaus, Zimmer A 322 während der 
Öffnungszeiten montags bis donnerstags von 08:30 - 
12:00 und 13:30 - 15:00 Uhr, sowie freitags von 08:30 - 
12:00 Uhr offengelegt. 
  
Gegen die in das Liegenschaftskataster übernommenen 
Veränderungen können Eigentümer/innen und Erbbau-
berechtigte Klage nach den Vorschriften der Verwal-
tungsgerichtsordnung erheben.  
 
Die Klage kann innerhalb eines Monats nach Ablauf der 
Offenlegungsfrist bei dem Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Postfach 200660, 40105 Düsseldorf, schriftlich ein-
gereicht oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle erklärt werden. Wird die Klage schriftlich 
erhoben, so sollen ihr mindestens 2 Abschriften beige-
fügt werden. 
 
Falls die Frist zur Klageerhebung durch Verschulden 
von bevollmächtigten Personen versäumt werden sollte, 
so würde deren Verschulden den Klageführenden zuge-
rechnet werden.  
 
Oberhausen, 26.10.2023 
Der Oberbürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Dr. Palotz 
 
 

Aufgebot von Sparurkunden 
 

3004059527 
3003117177 

 
Inhaber/-innen der verloren gemeldeten Sparurkunden 
werden gemäß Teil 2 - Abschnitt 6, Ziffer 6.1 ff. der Allge-
meinen Verwaltungsvorschriften zum Sparkassengesetz 

für Nordrhein-Westfalen aufgefordert, binnen drei 
Monaten ihre Rechte unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. 
 
Andernfalls werden die Sparurkunden für kraftlos erklärt. 
 
Oberhausen, 06.11.2023  
 
 
Stadtsparkasse Oberhausen 
- Der Vorstand - 
 
 

Bekanntmachung über die Auslegung 
zum Planfeststellungsverfahren für das 
Bauvorhaben ABS 46/2, PFA 1.2, 1. Plan-
änderung  
(Geschäftszeichen: 64138-641pä/016-2023#008) 
 
Das Änderungsvorhaben hat den Neubau des Straßen-
überführungsbauwerks (SÜ) der Bundesautobahn A3  
(BAB 3) zum Gegenstand, der infolge des dreigleisigen 
Ausbaus der überführten Eisenbahnstrecke 2270 
Oberhausen - Emmerich notwendig wird. Der Neubau 
des Straßenüberführungsbauwerks mit 2 zusätzlichen 
Fahrspuren entspricht den Zielvorgaben des Bundes-
verkehrswegeplans. 
 
Das Eisenbahn-Bundesamt führt auf Antrag der DB Netz 
AG (Vorhabenträgerin) vom 29.03.2023 für das ge-
nannte Bauvorhaben das Anhörungsverfahren nach  
§ 73 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in Verbin-
dung mit § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) 
durch. Für das Bauvorhaben einschließlich der land-
schaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men werden Grundstücke in den Städten bzw. Gemein-
den Oberhausen beansprucht. Für das Vorhaben wurde 
mit verfahrensleitender Verfügung vom 16.10.2023 fest-
gestellt, dass nach §§ 5 ff. Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) keine Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) mit den ent-
scheidungserheblichen Unterlagen liegt in der Zeit vom 
22.11.2023 bis einschließlich 21.12.2023 (einen Monat) 
in der Stadtverwaltung Oberhausen im 
 

Technischen Rathaus der Stadt Oberhausen, 
- Raum A 425 (Gebäudeteil A) - 

Bahnhofstraße 66, 46145 Oberhausen, 
 

während der allgemeinen Dienststunden: 
Montag bis Donnerstag von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr, 

und Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr, 
 
nach vorheriger Terminvereinbarung zur allgemeinen 
Einsichtnahme aus. Termine können unter 
betuwe@oberhausen.de oder unter 0208 825-2622 
bzw. -2748 vereinbart werden. 
 
Zeitgleich werden diese Bekanntmachung und die zur 
Einsicht ausgelegten Planunterlagen auch auf der Inter-
netseite des Eisenbahn-Bundesamtes www.eba. 
bund.de/anhoerung zugänglich gemacht. 
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1.  Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt 
werden, kann gemäß § 73 Abs. 4 VwVfG bis zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist - bis ein-
schließlich 04.01.2024 - beim Eisenbahn-Bundes-
amt, Außenstelle Essen, Hachestraße 61, 45127 
Essen, oder bei der oben genannten Stadt- bzw. 
Gemeindeverwaltung schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift Einwendungen gegen den Plan erhe-
ben. 

    Nach Ablauf der genannten Frist sind Einwendungen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen, ausgeschlossen (§ 18 Abs. 1 Satz 3 AEG in 
Verbindung mit § 73 Abs. 4 Satz 3 VwVfG). 
Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigun-
gen sind nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausge-
schlossen (§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG). Es wird darauf 
hingewiesen, dass keine Eingangsbestätigung 
erfolgt. 

 
2.  Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der 

Benachrichtigung der anerkannten Vereinigungen 
nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG von der Auslegung 
des Plans. 

 
3.  Das Eisenbahn-Bundesamt kann auf eine Erörterung 

der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen und Ein-
wendungen verzichten (§ 18a Nr. 1 AEG). Weiterhin 
kann das Eisenbahn-Bundesamt anstelle einer 
mündlichen Erörterung eine Online-Konsultation 
durchführen (§ 5 Abs. 1, 2 PlanSiG). Findet ein 
Erörterungstermin oder eine Online-Konsultation 
statt, werden diese ortsüblich und auf der Internet-
seite des Eisenbahn-Bundesamtes bekannt ge-
macht. Ferner werden diejenigen, die rechtzeitig 
Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abge-
geben haben, von dem Termin gesondert benach-
richtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzu-
nehmen, so können diese durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden. 

    Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist mög-
lich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche 
Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten des 
Eisenbahn-Bundesamtes zu geben ist. Bei Ausblei-
ben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungs-
verfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins 
beendet. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 

 
4.  Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe-

bung von Einwendungen oder Abgabe von Stellung-
nahmen, Teilnahme am Erörterungstermin oder 
Vertreterbestellung entstehende Kosten werden nicht 
erstattet. 

 
5.  Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in 

der Planfeststellung dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, son-
dern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren 
behandelt. 

 
6.  Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird 

nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch das 
Eisenbahn-Bundesamt entschieden. Die Zustellung 
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an 
die Einwender und anerkannten Vereinigungen nach 
§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 
Zustellungen vorzunehmen sind. 

 
7.  Vom Beginn der Auslegung des Planes an tritt die 

Veränderungssperre nach § 19 Abs. 1 AEG in Kraft. 

Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der 
Vorhabenträgerin ein Vorkaufsrecht an den vom Plan 
betroffenen Flächen zu (§ 19 Abs. 3 AEG). 

 
8.  Nähere Hinweise zum Datenschutz in Planfeststel-

lungsverfahren siehe unter https://www.eba.bund.de/ 
datenschutzhinweise. 

 
Oberhausen, 30.10.2023 
In Vertretung 
 
 
Dr. Palotz 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Bekanntmachung über den Beschluss 
einer Satzung zur Aufhebung des Bebau-
ungsplans Nr. 134 B - Friedhofserweite-
rung ev. Kirchengemeinde Schmachten-
dorf - vom 18.10.2023 
 
I.   Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses ge-

mäß § 10 Abs. 3 BauGB 
 
    Der Rat der Stadt hat gemäß § 10 Abs. 1 in Verbin-

dung mit § 1 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. I, Nr. 221) und 
§ 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NRW., S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. 
NRW. S. 490), in seiner Sitzung am 25.09.2023 fol-
gende Satzung beschlossen: 

 
    Satzung 
 
    zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 134 B  

- Friedhofserweiterung ev. Kirchengemeinde 
Schmachtendorf - vom 18.10.2023 

 
§ 1 Gegenstand der Satzung 

 
    Der vom Rat der Stadt am 05.02.1996 als Satzung 

beschlossene und am 15.01.1997 in Kraft getretene 
Bebauungsplan Nr. 134 B - Friedhofserweiterung ev. 
Kirche Schmachtendorf - wird aufgehoben. 

 
§ 2 Räumlicher Geltungsbereich 

 
    Das Aufhebungsgebiet umfasst den überwiegenden 

Teil des Grundstücks Pollsenweg 19. Es liegt in der 
Gemarkung Sterkrade-Nord, Flur 22, und wird wie 
folgt umgrenzt: 

 
    Nordöstliche Grenze des Flurstücks Nr. 55; südöstli-

che Grenze des Flurstücks Nr. 55 bis zu einer Paral-
lelen zur südwestlichen Grenze des Flurstücks Nr. 55 
durch den östlichsten Grenzpunkt des Flurstücks  
Nr. 509; Parallele zur südwestlichen Grenze des Flur-
stücks Nr. 55 durch den östlichsten Grenzpunkt des 
Flurstücks Nr. 509; nordwestliche Grenze des Flur-
stücks Nr. 55. 

 
    Die genaue Abgrenzung des Aufhebungsgebiets 

ergibt sich auch aus der als Anlage beigefügten 
Übersichtsskizze.
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§ 3 Inkrafttreten 
 
    Diese Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntma-

chung ihres Beschlusses in Kraft. 

    In gleicher Sitzung hat der Rat der Stadt die der Auf-
hebung beigefügte Begründung (inkl. Umweltbericht) 
in der Fassung vom 09.02.2023 als Entscheidungs-
begründung beschlossen. 

 
    Gesetzliche Grundlage ist § 9 Abs. 8 des Baugesetz-

buches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
28.07.2023 (BGBl. I, Nr. 221). 

 
    Die Satzung und der aufgehobene Bebauungsplan 

Nr. 134 B - Friedhofserweiterung ev. Kirchengemein-
de Schmachtendorf - liegen mit Begründung (ein-
schließlich Umweltbericht) und zusammenfassender 
Erklärung vom Tage der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung an im Bereich 5-1 - Stadtplanung -, 
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, 
Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 004, während der nach-
stehend genannten Dienstzeiten zu jedermanns 
Einsicht öffentlich aus: 

 
    Montag - Donnerstag 08:00 - 16:00 Uhr 
    Freitag 08:00 - 12:00 Uhr 

    Über den Inhalt der Aufhebungssatzung und des auf-
gehobenen Bebauungsplans wird auf Verlangen 
Auskunft erteilt. 

 

II.  Bekanntmachungsanordnung 
 
    Die vom Rat der Stadt am 25.09.2023 beschlossene 

Satzung zur Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 134 B 
- Friedhofserweiterung ev. Kirchengemeinde Schmach-
tendorf -, ausgefertigt durch den Oberbürgermeister 
am 18.10.2023, wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Satzung zur Aufhebung des Bebauungs-
plans Nr. 134 B tritt gemäß § 10 Abs. 3 i. V. mit § 1 
Abs. 8 BauGB mit dem Tage der Bekanntmachung 
ihres Beschlusses in Kraft. 

 
    Hinweise 
 
    1.   Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 

sowie Abs. 4 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. I,  
Nr. 221), über die Entschädigung von durch die 
Aufhebungssatzung eintretenden Vermögens-
nachteilen sowie über die Fälligkeit und das 
Erlöschen entsprechender Entschädigungsan-
sprüche wird hingewiesen.
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          Hiernach kann der Entschädigungsberechtigte 
Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 
bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des An-
spruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leis-
tung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädi-
gungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die vorbezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs her-
beigeführt wird. 

 
    2.   Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes 

hingewiesen: 
 
          Unbeachtlich werden 
 
          1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB 

beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
          2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans und 

 
          3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 

Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 
          wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-

kanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber 
der Stadt Oberhausen unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beacht-
lich sind. 

 
    3.   Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW., 
S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490), 
können Verletzungen von Verfahrens- oder 
Formvorschriften gegen diese Satzung nach 
Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

 
          a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 
          b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-

stimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

 
          c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
          d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenü-

ber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanordnung 

des Oberbürgermeisters gemäß § 2 Abs. 3 Be-
kanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 

 
    Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-

ments der Satzung zur Aufhebung des Bebauungs-

plans Nr. 134 B - Friedhofserweiterung ev. Kirchen-
gemeinde Schmachtendorf - stimmt mit dem vom Rat 
der Stadt am 25.09.2023 gefassten Beschluss über-
ein. 

 
    Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2 

der Verordnung über die öffentliche Bekanntma-
chung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungs-
verordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. 
NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW.  
S. 739), verfahren. 

 
    Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
    Oberhausen, 18.10.2023 
 
 
    Schranz 
    Oberbürgermeister 
 
Ergänzende Informationen zur Aufhebung des 
Bebauungsplans Nr. 134 B - Friedhofserweiterung 
ev. Kirchengemeinde Schmachtendorf -: 
 
Die evangelische Kirchengemeinde Schmachtendorf hat 
der Stadt Oberhausen mitgeteilt, dass für eine zusätzli-
che Erweiterung des Friedhofs ihrerseits kein Bedarf 
mehr besteht. Da das einzige Planungsziel des Bebau-
ungsplans Nr. 134 B - Friedhofserweiterung ev. Kirchen-
gemeinde Schmachtendorf - damit funktionslos gewor-
den ist, wird der Bebauungsplan aufgehoben. 
 
Weitere Informationen (u. a. Aufhebungssatzung und 
Begründung (inkl. Umweltbericht)) sind auch im Internet 
unter www.o-sp.de/oberhausen/plan/rechtskraft.php 
abrufbar. 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung über die Weiterführung 
des Bebauungsplans im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB und die Ver-
öffentlichung des Entwurfs des Bebau-
ungsplans Nr. 755 - Biefangstraße (zwi-
schen Kleine Biefangstraße und Roßbach-
straße) -  
 
I.   Bekanntmachung über die Weiterführung des 

Bebauungsplans Nr. 755 - Biefangstraße (zwi-
schen Kleine Biefangstraße und Roßbachstraße) 
- im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
und die Veröffentlichung der Planunterlagen 

 
    Der Stadtplanungs- und Mobilitätsausschuss hat in 

seiner Sitzung am 26.10.2023 beschlossen, den 
Bebauungsplans Nr. 755 Biefangstraße - (zwischen 
Kleine Biefangstraße und Roßbachstraße) - im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB weiter-
zuführen. 

 
    Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 i. V. mit § 13a 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
28.07.2023 (BGBI. I, Nr. 221). 

 
    Da der Bebauungsplan Nr. 755 im beschleunigten 

Verfahren aufgestellt wird, wird gemäß § 13a Abs. 2 
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Satz 1 Nr. 1 i. V. mit § 13 Abs. 3 BauGB unter ande-
rem von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, 
von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von 
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche 
Arten umweltbezogener Informationen verfügbar 
sind, abgesehen; § 4c BauGB (Überwachung der 
Umweltauswirkungen) ist nicht anzuwenden. Unab-
hängig vom Entfall dieser förmlichen Vorschriften, 
wurden die wesentlichen Umweltbelange bei der 
Planung berücksichtigt. 

 
    Der Stadtplanungs- und Mobilitätsausschuss hat sich 

in seiner Sitzung am 26.10.2023 mit dem Entwurf des 
Bebauungsplans Nr. 755 - Biefangstraße (zwischen 
Kleine Biefangstraße und Roßbachstraße) - einver-
standen erklärt und die Veröffentlichung nebst 
Begründung beschlossen.  

 
    Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 755 - Biefang-

straße (zwischen Kleine Biefangstraße und Roß-
bachstraße) - wird deshalb nebst Begründung in der 
Zeit vom 20.11.2023 bis 20.12.2023 einschließlich 
im Internet unter https://www.o-sp.de/oberhausen/ 
plan/auslegung.php veröffentlicht. 

 
    Zudem erfolgt eine öffentliche Auslegung der Unter-

lagen innerhalb der vorgenannten Veröffentlichungs-
frist auch im Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Techni-
sches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdge-
schoss, Zimmer Nr. A 009 und auf dem Flur vor 
Zimmer A 009 während der nachstehend genannten 
Dienstzeiten: 

    Dienstzeiten:  
    Montag - Donnerstag 08:00 - 16:00 Uhr 
    Freitag 08:00 - 12:00 Uhr 
 
    Für eine Einsichtnahme außerhalb der genannten 

Dienstzeiten ist eine Terminvereinbarung erforderlich 
(Tel.: 0208 825-3242 oder -3265). 

 
    Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 

(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 2023 
I Nr. 221). 

 
    Plangebietsabgrenzung: 
 
    Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 755 liegt in 

der Gemarkung Sterkrade, Flur 24 und umfasst die 
Flurstücke Nr. 627-630, 844 und 845. Es wird wie 
folgt umgrenzt: 

 
    Im Süden grenzt das Plangebiet an die Biefangstraße 

(L 287) (Flurstück Nr. 986). Im Osten befinden sich 
Wohnbebauung sowie ein Spielplatz (Flurstücke  
Nr. 623, 624 und 626). Im Norden befindet sich die 
Schwarze-Heide-Schule (Grundschule) (Flurstück  
Nr. 1464). Im Westen grenzt weitere Wohnbebauung 
an (Flurstücke Nr. 809 und 974). 

 
    Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich 

auch aus der nachfolgenden verkleinerten Über-
sichtskarte: 
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    Möglichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen: 
 
    Stellungnahmen können während der Veröffent-

lichungsfrist (bis 20.12.2023) abgegeben werden. 
Nicht rechtzeitig abgegebene Stellungnahmen kön-
nen bei der Beschlussfassung über den Bebauungs-
plan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde 
deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des 
Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist (§ 4a  
Abs. 5 BauGB). 

 
    Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme 

abgeben, werden in den Drucksachen für die öffent-
lichen Sitzungen des Rates, der Ausschüsse und der 
Bezirksvertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt 
grundsätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der 
Stellungnahme. Die personenbezogenen Daten wer-
den nur für Zwecke weiterverarbeitet, für die sie erho-
ben bzw. erstmals gespeichert worden sind (§§ 3 und 
15 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen vom 
17.05.2018). 

 
II.  Bekanntmachungsanordnung im Sinne des § 2 

Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung 
    (BekanntmVO) 
 
    Die vom Stadtplanungs- und Mobilitätsausschuss am 

26.10.2023 gefassten Beschlüsse zur Weiterführung 
des Bebauungsplans Nr. 755 - Biefangstraße (zwi-
schen Kleine Biefangstraße und Roßbachstraße) - im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB und zur 
Veröffentlichung des Entwurfs des Bebauungsplans 
nebst Begründung werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 

 
III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanordnung 

des Oberbürgermeisters im Sinne des § 2 Abs. 3 
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) 

 
    Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung der Be-

schlüsse zur Weiterführung des Bebauungsplans  
Nr. 755 - Biefangstraße (zwischen Kleine Biefang-
straße und Roßbachstraße) - im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB und zur Veröffentlichung 
des Entwurfs des Bebauungsplans nebst Begrün-
dung stimmen mit den Beschlüssen des Stadtpla-
nungs- und Mobilitätsausschusses vom 26.10.2023 
überein. 

 
    Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1 

und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntma-
chungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 
(GV. NRW. S. 516 / SGV NRW 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW.  
S. 739), verfahren. 

 
    Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
    Oberhausen, 27.10.2023 
 
 
    Schranz 
    Oberbürgermeister 
 
Ergänzende Informationen zum Entwurf des Bebau-
ungsplans Nr. 755 - Biefangstraße (zwischen Kleine 
Biefangstraße und Roßbachstraße) - 
 
Nördlich der Biefangstraße, zwischen Roßbachstraße 

und Hagedornstraße, befindet sich das Gelände einer 
ehemaligen Tankstelle mit einem gewerblich genutzten 
Hof. Diese Nutzung besitzt gegenüber dem vorwiegend 
aus Wohnnutzung und verschiedenen Schulen gepräg-
ten Umfeld etwa wegen Emissionen ein Konfliktpoten-
tial. Zudem weist die Fläche einen hohen Versieglungs-
grad auf. Im Sinne einer langfristigen städtebaulichen 
Ordnung ergibt sich im Kontext der aktuellen Nutzung 
dieses Areals ein planerischer Handlungsbedarf. Aus 
diesem Grund sollen durch die Aufstellung des Bebau-
ungsplans die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zur Entwicklung von allgemeinen Wohngebieten ge-
schaffen werden. 
 
Zur Wahrung der städtebaulichen Entwicklung und 
Ordnung ist es insgesamt erforderlich, die dargelegten 
Entwicklungsabsichten durch eine entsprechende Bau-
leitplanung zu steuern. Die angestrebte Bebauungspla-
nung trägt einer nachhaltigen städtebaulichen Entwick-
lung Rechnung, da sie insbesondere Maßnahmen der 
Innenentwicklung fördert und einen Beitrag zu einer 
sozialgerechten Bodennutzung unter Berücksichtigung 
der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung gewährleistet. 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 755 - Biefangstraße (zwi-
schen Kleine Biefangstraße und Roßbachstraße) - wer-
den die planungsrechtlichen Voraussetzungen geschaf-
fen, um das Areal im Sinne der Innenentwicklung dieser 
neuen Nutzung zuzuführen. 
 
Die Zielsetzungen bzw. geplanten Festsetzungen im Be-
bauungsplan begründen keine UVP-pflichtigen Vorha-
ben. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 
Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgüter bestehen 
nicht. Ebenso sind keine Pflichten zur Vermeidung oder 
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen 
nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(§ 13 Abs. 1 BauGB) zu beachten. Insofern kann der Be-
bauungsplan Nr. 755 im beschleunigten Verfahren auf-
gestellt werden. 
 
Das städtebauliche Konzept greift die Zielsetzung einer 
zeitgemäßen wohnbaulichen Entwicklung auf und glie-
dert sich in drei Baubereiche. Im Osten des Plangebie-
tes sollen zwei dreigeschossige Mehrfamilienhäuser mit 
Flachdach entstehen. Die drei Vollgeschosse zuzüglich 
Staffelgeschoss bieten Platz für insgesamt 6-8 Wohn-
einheiten pro Mehrfamilienhaus. Im Westen sind vier 
zweigeschossige Doppelhäuser mit Zeltdach sowie 
nordwestlich angrenzend drei Reihenhäuser mit Pult-
dach vorgesehen. 
 
Ein ca. 84 m² großer privater Spielplatz zwischen den 
beiden Mehrfamilienhäusern schafft Erholungs- und 
Spielmöglichkeiten für das Quartier. In den Mehrfami-
lienhäusern sind zusätzlich Seniorenwohnungen ge-
plant. Außerdem werden insgesamt sechs Besucher-
parkplätze und 16 Fahrradstellplätze im Gebiet geschaf-
fen. Aufgrund der höheren Anzahl von Fahrradstellplät-
zen wird im Plangebiet eine geringere Anzahl an 
Besucherstellplätzen vorgesehen. Am Spielplatz wird 
ein Fahrradschuppen errichtet, welcher Platz für 
Lastenräder und Pedelecs bietet. Hier können zugleich 
auch E-Bikes aufgeladen werden. 
 
Die Stichstraße, mit Wendehammer und Feuerwehrauf-
stellfläche im Norden, sorgt zudem für eine Fußgänger-
verbindung zum nördlich gelegenen Schulgelände. 
 
Informationen (u. a. Plan und Begründung) sind auch im 
Internet unter www.o-sp.de/oberhausen/start.php abruf-
bar.
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Die zu veröffentlichenden Unterlagen und der Inhalt der 
Bekanntmachung sind außerdem über das zentrale 
Internetportal des Landes https://www.bauleitplanung. 
nrw.de/?lang=de zugänglich. 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Geneh-
migung des Änderungsverfahrens 44 MH 
Wissollstraße zum Regionalen Flächen-
nutzungsplan der Planungsgemeinschaft 
Städteregion Ruhr auf dem Gebiet der 
Stadt Mülheim an der Ruhr 
 
Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in 
ihren Sitzungen vom 5. bis 28. September 2023 die fol-
gende Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
für die Planungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr 
beschlossen: 
 
44 MH Wissollstraße 
 
Die Landesplanungsbehörde hat die o. g. Änderung zum 
Regionalen Flächennutzungsplan mit Erlass vom  
25. Oktober 2023 (Aktenzeichen: 51.12.03.07-000001-
2023-0007905) gemäß § 41 Abs. 2 Landesplanungs-
gesetz (LPlG) NRW vom 03. Mai 2005 (GV. NRW.  
S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), im Einvernehmen 
mit den fachlich zuständigen Landesministerien geneh-
migt. 

 
 

Gemäß § 14 LPlG NRW vom 3. Mai 2005 (GV. NRW.  
S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. S. 904), in Verbindung mit 
§ 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I  
S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) wird die 
Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan - ein-
schließlich Textteil/Begründung, Umweltbericht und der 
Zusammenfassenden Erklärung - beim Regionalver-
band Ruhr (Regionalplanungsbehörde) zur Einsicht für 
jedermann niedergelegt. 
 
Alle Planunterlagen können darüber hinaus nach Wirk-
samkeit der Änderung auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/ 
regionaler_flaechennutzungsplan.html eingesehen wer-
den und sind auch über das zentrale Internetportal des 
Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de zu-
gänglich. Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlan-
gen bei den einzelnen Städten der Planungsgemein-
schaft Auskunft erteilt. 
 
Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan 
wird mit den ortsüblichen Bekanntmachungen durch die 
Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der 
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die 
Landesplanungsbehörde gemäß § 14 LPlG NRW vom  
3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW.  
S. 904) im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW Ziel der 
Raumordnung.
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Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz 
(ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert worden ist, sind Ziele der 
Raumordnung von den öffentlichen Stellen und Privaten 
in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raumbedeut-
samen Planungen und Maßnahmen zu beachten. 
Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den 
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung 
öffentlicher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen 
und Maßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Hinweise: 
 
I.   Gemäß § 11 Abs. 5 ROG wird auf Folgendes hinge-

wiesen: 
 
    Unbeachtlich werden 
 
    1.   eine nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verlet-

zung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

 
    2.   nach Abs. 3 beachtliche Mängel des Abwägungs-

vorgangs, 
 
    3.   eine nach Abs. 4 beachtliche Verletzung der Vor-

schriften über die Umweltprüfung, 
 
    wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-

machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr 
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 

 
II.  Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hin-

gewiesen: 
 
    Unbeachtlich werden 
 
    1.   eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beacht-

liche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

 
    2.   eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 

beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplanes und des Regio-
nalen Flächennutzungsplanes und 

 
    3.   nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 

Abwägungsvorgangs, 
 
    wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-

machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde 
Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an 
der Ruhr oder Oberhausen unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind. 

 
III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für 

das Land Nordrhein-Westfalen in der geltenden Fas-
sung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung gegen die Änderung des Regionalen 
Flächennutzungsplans nach Ablauf von sechs Mona-
ten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 

 

    a)   die vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
    b)   die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
    c)   die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse 

zur Änderung des Regionalen Flächennutzungs-
plans vorher beanstandet oder 

 
    d)   der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde Bochum, Essen, Gelsenkirchen, 
Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Oberhausen, 02.11.2023 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses sowie der frühzeitigen 
Beteiligung für das Änderungsverfahren 
56 BO Schloßstraße West zum Gemeinsa-
men Flächennutzungsplan der Planungs-
gemeinschaft Städteregion Ruhr der Städ-
te Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, 
Mülheim an der Ruhr und Oberhausen 
Die Änderung bezieht sich auf einen Bereich in der 
Stadt Bochum. 
 
Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 25.09.2023 ge-
mäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die Aufstellung 
der Änderung 56 BO Schloßstraße West zum Gemein-
samen Flächennutzungsplan (GFNP) und die Einleitung 
des entsprechenden Planverfahrens beschlossen.
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Der ca. 1,1 ha große Änderungsbereich liegt im Stadt-
bezirk VI Bochum-Südwest im Stadtteil Weitmar, west-
lich der Schloßstraße. Der Bereich wird derzeit baulich 
genutzt: Hier befinden sich eine Trauerhalle mit einem 
weitgehend versiegelten Vorplatz, ein Betriebsgebäude 
des Friedhofs Weitmar mit ebenfalls weitgehend versie-
gelten Außenflächen sowie einem Abschnitt der Schloß-
straße. 
 
Ziel der GFNP-Änderung ist es, eine Nachnutzung durch 
Wohnbebauung vorzubereiten. 30 % der Wohnungen 
sollen im öffentlich geförderten Wohnungsbau entste-
hen. Das südlich angrenzende Grundstück des Blumen-
geschäftes wird zur Arrondierung der Darstellung in den 
Änderungsbereich einbezogen. 
 
Bezogen auf den vorgenannten Änderungsbereich kann 
sich die Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung und deren voraussichtli-
che Auswirkungen unterrichten lassen. Gleichzeitig be-
steht Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung. 
 
Die Änderung des Gemeinsamen Flächennutzungs-
plans hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher ist im 
Rahmen des o. g. Änderungsverfahrens gemäß § 2  
Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung (UP) durchgeführt 
und ein Umweltbericht erstellt worden. 
 
Die Planunterlagen (Vorentwurf des Änderungsplans, 
Begründung mit Umweltbericht) werden in der Zeit vom 
01.12.2023 bis 12.01.2024 (einschließlich) im Internet 
veröffentlicht. 
 

Alle Planunterlagen können auf den Internetseiten der 
Städteregion Ruhr http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/ 
cms/aenderungsverfahren.html eingesehen werden und 
sind darüber hinaus über das zentrale Internetportal des 
Landes https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de 
zugänglich. 
 
Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet werden die 
Planunterlagen im o. g. Zeitraum öffentlich zur Verfügung 
gestellt. Sie können in der Stadt Oberhausen an den 
behördlichen Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden: 
 
Bereich 5-1 Stadtplanung 
Technisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, 
Erdgeschoss, Zimmer A 009 
 
Die Öffnungszeiten sind wie folgt: 
Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr 
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr 
 
Die Termine und Orte für die öffentlichen Auslegungen in 
den anderen Städten der Planungsgemeinschaft sind 
den dortigen Bekanntmachungen und den Internetseiten 
der Städteregion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen 
oder bei der Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennut-
zungsplan in Essen (Tel.: 0201 886-1210 bzw. 0201 
886-1212) zu erfragen. 
 
Auskunft in der Stadt Oberhausen erteilt: 
 
Sebastian Specht 
Stabsstelle Flächennutzungsplanung 
E-Mail: sebastian.specht@oberhausen.de 

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 20 vom 15. November 2023

167

http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/cms/aenderungsverfahren.html
https://www.bauleitplanung.nrw.de/?lang=de


Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur 
Begründung und zum Umweltbericht können während 
der Veröffentlichungsfrist bis zum 12.01.2024 (ein-
schließlich) insbesondere elektronisch, bei Bedarf aber 
auch schriftlich oder zur Niederschrift  
 
-    bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bau-

ordnung, Geschäftsstelle Gemeinsamer Flächennut-
zungsplan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 
Essen, E-Mail: geschaeftsstelleGFNP@amt61.essen.de 

-    oder bei einer der anderen Planungsstädte abgege-
ben werden. 

 
Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme 
abgeben, werden in den Drucksachen für die öffent-
lichen Sitzungen der Räte, der Ausschüsse und der Be-
zirksvertretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grund-
sätzlich eine anonymisierte Wiedergabe der Stellung-
nahme. 
 
Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die 
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen per-
sonenbezogenen Daten bei den Städten der Planungs-
gemeinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet. 
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre 
Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städte-
region Ruhr 2030 unter: http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html 
 
Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung können zu einer Überarbeitung des Vorent-
wurfs der GFNP-Änderung führen, d. h. Planentwurfs-
änderungen aufgrund der frühzeitigen Beteiligung sind 
möglich und vorgesehen. 
 
Dies wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Oberhausen, 02.11.2023 
 
 
Schranz 
Oberbürgermeister 
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Unser Team der Krebsberatung in Oberhausen bietet Beratung und Unterstützung für 
von der Erkrankung betroffene Menschen an. Wir nehmen uns Zeit für Sie. In ruhiger 
Atmosphäre versuchen wir gemeinsam mit Ihnen Antworten und Lösungen zu finden.  
Ebenfalls beraten wir Angehörige, nahestehende und interessierte Menschen. 

Wann: Beratungen finden montags und freitags statt. 

Wo: Der Paritätischen NRW, Kreisgruppe Oberhausen
Wörthstraße 7, 46045 Oberhausen.

Wie: Kostenlos, vertraulich, auf Wunsch anonym.

Telefonische Auskünfte und Terminvereinbarung bitte über unser Büro 

in Duisburg: montags bis freitags in der Zeit von 9.00 – 13.00 Uhr. 

Telefon: 0203 94 16 62 44 

info@krebsberatung-oberhausen.de

Krebsberatung
in Oberhausen



 

K 2671 

 
Postvertriebsstück 

 
- Entgelt bezahlt -  

 
DPAG

Herausgeber: 
Stadt Oberhausen, Der Oberbürgermeister, 
Pressestelle und Virtuelles Rathaus, 
Schwartzstraße 72, 46042 Oberhausen, 
Telefon 0208 825-2116 
Online-Abonnement zum Jahresbezugspreis von 16,-- Euro, 
Post-Abonnement zum Jahresbezugspreis von 28,-- Euro 
das Amtsblatt erscheint zweimal im Monat
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 täglich 11 bis 18 Uhr, montags geschlossen 
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